
ebenso eine Übersicht sämtlicher Ak-
tenbestände“, forderte Martina Renner.

Die stellvertretende Vorsitzende des
Untersuchungsausschusses verwies
auf dessen Konstituierung am 16. Fe-
bruar und seine erste reguläre Sitzung

Petra Pau, Innenexpertin der
LINKEN, Bundestags-Vizeprä-

sidentin und Mitglied des Untersu-
chungsausschusses auf Bundesebe-
ne, Bodo Ramelow, Vorsitzender der
Linksfraktion im Thüringer Land-
tag, und Martina Renner, die mit
dem Mandat der LINKEN als stell-
vertretende Vorsitzende des Land-
tagsuntersuchungsausschusses ge-
wählt wurde, informierten am 2. Fe-
bruar auf einer Pressekonferenz im
Erfurter Landtag über ihre Anfor-
derungen an die parlamentarische
Aufklärung des jahrzehntelangen
unentdeckten Neonazi-Terrors und
kritisierten bisher bestehende massi-
ve Blockaden der Behörden. 

Dabei forderte Bodo Ramelow den
Innenminister zu umfassender Infor-
mation auf. Gegebenenfalls gehe die
Linksfraktion sonst zum Verfassungs-
gerichtshof in Weimar. Es sei eine Fra-
ge der prinzipiellen Haltung, „wie wir
mit dem Totalversagen der Behörden
umgehen“. Der Fraktionsvorsitzende
betonte zugleich, „solange Sachsen die
Einsetzung eines Untersuchungsaus-
schusses verhindert, wird ein wichtiger
Teil der parlamentarischen Aufklärung
nicht zu leisten sein“. Warum die mör-
derische rechtsextreme Gefahr in der
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Ebenen für das Versagen und Fehlver-
halten im Zusammenhang mit dem
Entstehen der Naziterrororganisation
in den Blick zu nehmen“. Dabei stün-
den „eine ganze Menge Fragen im
Raum, die dringend geklärt werden

Bundesrepublik „so lange und so gra-
vierend unterschätzt wurde“ und „ob
der Verfassungsschutz nützt oder eher
schädlich ist“, nannte Petra Pau als
wichtige Aufgaben der parlamentari-
schen Aufklärung, die in ein gesamtge-

LINKE Novelle des Untersuchungsausschussgesetzes   
Nach Artikel 64 der Thüringer Ver-

fassung kann ein Fünftel der Abgeord-
neten erzwingen, dass ein Untersu-
chungsausschuss zu einer bestimmten
Thematik eingerichtet wird. Das gel-
tende Thüringer Untersuchungsaus-
schussgesetz (UAG) muss so umge-
staltet werden, dass seine bisherige
Tendenz - eher ein Schutzinstrument
zugunsten der Regierung zu sein - so
verändert wird, dass es zu einem wirk-
samen Kontrollwerkzeug des Parla-
ments - insbesondere der Opposition -
gegenüber der Regierung, wird. Wich-
tigstes Instrument dazu: eine weitge-
hend ungehinderte und unabhängige
Sachverhaltsaufklärung im U-Aus-
schuss. 

Mit ihrem Gesetzentwurf will die
LINKE die Instrumente für transparen-
te Sachaufklärung und die Rechte von
(oppositionellen) „Abgeordneten-Min-
derheiten“ in U-Ausschüssen stärken.
Schwerpunkte der Änderungen sind:
Festlegung und Ausweitung des Unter-
suchungsauftrages werden bei einem
von einer Parlaments-Minderheit be-
antragten Ausschuss der Beeinflussung
durch die (regierungstragende) Mehr-
heit weitgehend entzogen, in solchen
Fällen ist die Zustimmung der Antrag-
steller erforderlich. 

Im UAG wird das „Institut“ des un-
abhängigen Ermittlungsbeauftragten
eingeführt und als Minderheitenrecht
ausgestaltet. Vergleichbares gibt es
schon in U-Ausschüssen des Bundes-

tages. Der U-Ausschuss erhält das Ent-
scheidungsrecht über Zutritts- bzw.
Teilnahmemöglichkeit der Landesre-
gierung an den Beratungen des Gremi-
ums, soweit sie nicht öffentlich sind
(Beweisaufnahmen sind grundsätzlich
öffentlich). 

Der Ausschuss hat damit einen eige-
nen „Beratungsfreiraum“ gegenüber
der Regierung. Das ist z.B. wichtig für
die ungestörte Diskussion über das
strategische Vorgehen bei der Sachauf-
klärung. Katalog und Reichweite der
Ablehnungsgründe für die Zulassung
von Beweisanträgen und die Herausga-
be von Akten sowie der Gründe für den
Ausschluss der Öffentlichkeit werden
auf das verfassungsrechtlich notwendi-
ge Maß beschränkt. Die Öffentlichkeit,
z.B. Universitäten und Journalisten, er-
halten einen leichteren Zugang zu den
Unterlagen des U-Ausschusses. 

Im Hinblick auf Untersuchungsaus-
schüsse, deren Untersuchungsgegen-
stände auch privatwirtschaftliche
Sachverhalte berühren, wird der bisher
geltende „Betroffenen-Status“ für Un-
ternehmen abgeschafft und für andere
„Betroffene“ (z.B. Privatpersonen) auf
das verfassungsrechtlich notwendige
Maß beschränkt. Der Entwurf des Ab-
schlussberichts wird von einem paritä-
tisch besetzten Unterausschuss ver-
fasst. Die Ausschuss-Minderheit erhält
das Recht zu einem eigenen umfassen-
den Sondervotum („alternativer Ab-
schlussbericht“).                 S. Steck

Der Opfer des Faschismus gedacht     
Mit einer Kranzniederlegung in der Gedenkstätte Buchenwald wurde am 27.

Januar der Opfer des deutschen Faschismus gedacht. Neben Überlebenden des
faschistischen Konzentrationslagers nahm der Präsident des italienischen Se-
nats, Renato Schifani, als Ehrengast an der Gedenkveranstaltung teil. Auch
Landtagspräsidentin Birgit Diezel, Staatskanzlei-Ministerin Marion Walsmann,
Bodo Ramelow, Vorsitzender der Landtagsfraktion DIE LINKE, Vertreterinnen
und Vertreter der Fraktionen der SPD, der FDP und von Bündnis 90/Die Grünen
sowie Weimars Oberbürgermeister Stefan Wolf ehrten die Opfer des Faschismus.

Am Vormittag hatten Landtag und Landesregierung mit einer Gedenkveran-
staltung an die Opfer der NS-Gewaltherrschaft erinnert. „Unser Gedenken ist
den Millionen Opfern gewidmet, die der Nationalsozialismus in aller Welt gefor-
dert hat“, sagte Birgit Diezel. „Wir verneigen uns in ehrendem Gedenken vor all
jenen Menschen, die dem Rassenwahn, der Grausamkeit und Intoleranz zum Op-
fer fielen. Wir wollen die Erinnerung an ein sich immer weiter entfernendes
Menschheitsverbrechen wach halten, nicht um Schuldgefühle hervorzurufen,
sondern um Verantwortungsbewusstsein zu wecken.“

Die Gedenkveranstaltung wurde von Landtagspräsidentin Birgit Diezel und
Ministerpräsidentin Christine Lieberknecht mit einer Ansprache eröffnet. Otto-
mar Rothmann, ehemaliger Häftling des Konzentrationslagers Buchenwald und
Mitglied im Häftlingsbeirat, hielt die Gedenkrede.        Foto: Stefan Wogawa    

auch das Nicht-Gewußte wurde noch
geheim gehandelt.“

Martina Renner betonte, dass die
Linksfraktion den Untersuchungsaus-
schuss nicht als eine bessere Ermitt-
lungsbehörde betrachte. Vielmehr gel-
te es, die „Verantwortung der politi-
schen Ebenen und der behördlichen

müssen“. Die LINKE wolle eine An-
hörung des Untersuchungsausschusses
mit Gutachten und Sachverständigen
zur Geschichte, Entwicklung und Ver-
breitung des Neonazismus in Thürin-
gen. „Und wir wollen alle Dokumente,
die in der Öffentlichkeit bereits eine
Rolle spielen, vorgelegt bekommen,

am 8. März.  Sie hoffe auf eine zügige
Beratung der von der Linksfraktion
vorgelegten Novellierung des Unter-
suchungsausschussgesetzes (siehe
auch Beitrag unten), damit „Befugnis-
se und Rechte des Untersuchungsaus-
schusses gegenüber der Landesregie-
rung gestärkt werden“.

sellschaftliches Konzept zur Bekämpfung des
Rechtsextremismus münden müsse. Der Un-
tersuchungsausschuss auf Bundesebene ist,
wie der in Thüringen, fraktionsübergreifend
eingesetzt worden.

Die Bundestagsvizepräsidentin verwies auf
seriöse Recherchen, die von mehr als 150
Morden mit rechtsextremistischen Hinter-
grund seit 1990 in der Bundesrepublik ausge-
hen und sprach von zunehmender „gruppen-
bezogener Menschenfeindlichkeit“. Zugleich
werde die „Demokratie immer mehr entleert“
und schwinde der soziale Zusammenhalt in
der Gesellschaft.

Auch Petra Pau kritisierte massiv die Infor-
mationsblockaden der Behörden. Ihre Ant-
worten auf Anfragen der Bundestagsfraktion
der LINKEN könne man in etwa so zusam-
menfassen: „Sie haben nichts gewusst, aber


